
In demografischen Studien zur Gebur-
tenentwicklung geht es meist ausschließ-
lich um Frauen. Doch nur wenn man
auch den Kinderwunsch von Männern in
Betracht zieht, kann ein vollständiges
Bild der individuellen und partnerschaft-
lichen Entscheidungen zur Elternschaft
entstehen. Eine neue Studie zeigt aus
einem psychologischen Blickwinkel, wel-
che Eigenschaften und Vorstellungen das
Eingehen einer Vaterschaft begünstigen.

Für die jüngst am Max-Planck-Institut für demografi-
sche Forschung (MPIDF) in Zusammenarbeit mit dem
Institut für medizinische Psychologie der Universität
Rostock durchgeführte Studie wurden Männer der
Geburtsjahrgänge 1970/71 aus Rostock hinsichtlich
der Gründung einer Familie untersucht. Über 200 Fa-
milien, deren Kinder in diesen Jahrgängen geboren
wurden, sind Teil einer einzigartigen Langzeitstudie;
diese verfolgt die Entwicklung der Anfang der 70er-
Jahre Geborenen über drei Jahrzehnte. Fast die Hälfte
der heute über 30-Jährigen hatte bis 2002/03 bereits
selbst eine Familie gegründet. Die Studie des MPIDF
analysierte, welche persönlichen Eigenschaften und
Überlegungen den Unterschied machen, ob jemand
früher als andere eine Elternschaft eingeht, und aus
welchen Gründen sich ein Kind gewünscht wird/wur-
de oder nicht. Dazu wurde ein Methoden-Mix, d.h.
eine Mischung aus statistischen Daten und persön-
lichen anonymisierten Interviews, verwendet.

Die statistischen Ergebnisse zeigen, dass psycholo-

gische Merkmale für den Zeitpunkt der ersten
Elternschaft bei Männern und Frauen eine höchst
unterschiedliche Rolle spielen. Bei Frauen sind es –
deutlicher als bei Männern – Charakteristika ihres
sozio-ökonomischen und biografischen Hintergrunds,
welche den Zeitpunkt für das erste Kind eher in ein
jüngeres Alter verlagern. Zu solchen Einflussfaktoren
gehören eine geringe Bildung, ein niedriges Bil-
dungsniveau der Eltern und eine große Herkunfts-
familie. Unter den Persönlichkeitsmerkmalen ist es
vor allem eine geringe persönliche Ausgeglichenheit,
die eine Mutterschaft in jungen Jahren begünstigt.

Für Männer – mehr als für Frauen – bedingen zum
einen Unterschiede in der praktischen Organisation
ihres Lebenslaufs eine frühere Vaterschaft; hierzu
zählen ein früher Auszug aus dem Elternhaus und ein
früher Berufsabschluss. Zum anderen sind besonders
individuelle Unterschiede im pro-
blembezogenen Handeln für eine
frühe Vaterschaft verantwortlich,
etwa eine Ich-starke Umgehens-
weise mit Belastungen, zudem die
Verfügbarkeit eigener Ressourcen,
hier hauptsächlich ein stärkeres
Vertrauen in eigene Fähigkeiten
und in eine gute Partnerschaft.
Auch Art und Inhalt persönlicher
Überlegungen, etwa wenig Äng-
ste und hohen Optimismus zu
haben, kennzeichnen Männer, die
früher als andere Vater werden. Diese Ergebnisse zei-
gen, dass für Männer und Frauen unterschiedliche
soziale und psychische Voraussetzungen für eine
Familiengründung vorliegen.

In den persönlichen Interviews mit kinderlosen
Männern aus derselben Studie wird ersichtlich, wie
sich der Wunsch nach Kindern, das Aufschieben oder
die Ablehnung einer Vaterschaft aus der subjektiven
Sicht von Männern im Alter um die 30 darstellen.
Einerseits spielen Vorstellungen zu den Konsequen-
zen einer Elternschaft für die eigene Person (Motive)
eine große Rolle, aber auch das je aktuelle
Selbstverständnis (Selbstkonzept) und die Vorstel-
lungen zum angemessenen Mann-Sein in der Gesell-
schaft (Männlichkeitsvorstellungen) sind ausschlag-
gebend.Andererseits lässt sich der Kinderwunsch von
Männern aber auch durch Einstellungen, Werte und
Interessen erklären: Männer, die bestimmte Dinge,
Personen oder Tätigkeiten des sozialen Lebens als
positiv bewerten und andere ablehnen, weisen einen
sich daraus herleitenden Kinderwunsch auf. In dieser
Dimension stehen Fragen von Einstellungen zu
Kindern, Partnerschaft und Familie, von Werten im
Sinne verbindlicher Handlungsorientierungen in der
Gesellschaft sowie von Interessen an der Be-
schäftigung mit Kindern im Vordergrund. Tabelle 1
zeigt hierzu Beispiele.

Was kann eine solche psychologische Studie zur
Erklärung der besonderen Fertilitätsentwicklung 
in Ostdeutschland nach der Wende beitragen 
(vgl. Kreyenfeld/Konietzka in Demografische
Forschung Aus Erster Hand 1/2004:1-2)? 
In der Gegenüberstellung von Motiven und Voraus-
setzungen zu Vaterschaft und Mutterschaft ergibt
sich das Bild einer sich verändernden Ge-
schlechterordnung. Die Untersuchung zeigt, dass sich
der abstrakte Begriff der „Geschlechterordnung“ im
Auftauchen neuer und Verschwinden hergebrachter
Vorstellungen junger Männer und Frauen über die
Bedeutung von Vaterschaft und Mutterschaft im
eigenen Leben beschreiben lässt. So finden sich bei
den aus Rostock stammenden Männern die
Vorstellungen von „Normalität“ von Elternschaft im
Lebenslauf neben der Wahrnehmung von neuen

Schwierigkeiten mit der Entscheidungsfindung oder
mit der Realisierung eines Kinderwunschs.

Gleichzeitig thematisieren Männer die Auflösung
hergebrachter Vorstellungen von Mutterschaft und
Weiblichkeit. Hier kann also von einem Wandel der
geschlechtstypischen Zuweisungen von Aufgaben
und Erwartungen an das eigene Leben nach der
Wende ausgegangen werden. Die Studie schlägt vor,
diese neuen Zuweisungen, etwa von „sozialer
Reife“, „lebenspraktischer Kompetenz“ und eigener
Sinngebung von Vaterschaft, als Voraussetzungen für
das Eingehen einer Vaterschaft anzusehen.

Holger von der Lippe
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Im Fokus: Geburten

Ist die demografische Entwicklung Schicksal? Ist sie ein
unvermeidbares Nebenprodukt der gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Modernisierung, an das man sich anpassen
muss, ohne es beeinflussen zu können? Was den massiven
Alterungsprozess der Bevölkerung betrifft, den wir in den
nächsten Jahrzehnten erwarten, so ist diese Frage klar mit Ja
zu beantworten: Eine starke Zunahme des Anteils der älte-
ren Menschen an der Gesamtbevölkerung ist bereits in
unserer derzeitigen Altersstruktur angelegt, was wiederum
eine Folge der demografischen Entwicklung der vorigen
Jahrzehnte ist. Es gibt heute nur halb so viele Personen im
Alter bis fünf Jahre wie Personen im Alter von 40 bis
45 Jahren. In 30 Jahren wird es deshalb aller Voraussicht
nach rund doppelt so viele 70- bis 75-Jährige geben wie 30-
bis 35-Jährige (es sei denn, es treten ganz einschneidende
Ereignisse von höchst geringer Wahrscheinlichkeit ein).

Ist an der Tatsache der massiven Alterung in den kom-
menden Jahrzehnten nicht zu zweifeln, so sind doch
Ausmaß und Geschwindigkeit dieses Prozesses bis zu einem
gewissen Grad variabel. Dies ist umso stärker der Fall, je
weiter wir in die Zukunft blicken. Langfristig ist die
Bevölkerungsentwicklung somit nicht nur Schicksal.

Es sind drei Faktoren, die demografische Prozesse bestim-
men: Fertilität (Geburtenraten), Mortalität (Sterberaten) und
Migration. Auf eine bestehende Altersstruktur angewandt,
bestimmen diese drei Komponenten gemeinsam die zukünf-
tige Bevölkerungsdynamik. Alle drei Faktoren können im
Prinzip von Gesellschaft, Wirtschaft und Politik beeinflusst
werden. Während bei der Mortalität eine gezielte
Beeinflussung nur in Richtung einer weiteren Senkung –
also hin zu einer höheren Lebenserwartung – denkbar ist,
können Wanderungsströme relativ kurzfristig von der Politik
in beide Richtungen verändert werden. Bei der Fertilität stel-
len sich zwei schwierige, unterschiedliche Fragen: 1. Soll die
Geburtenrate gezielt beeinflusst werden, und 2. bis zu wel-
chem Grad ist es überhaupt möglich, sie zu beeinflussen?
Die erste Frage ist politischer Natur, die zweite wissen-
schaftlicher. In dieser Ausgabe von Demografische
Forschung Aus Erster Hand werden verschiedene
Aspekte dieser zweiten Frage beleuchtet.

Wolfgang Lutz

Ein Rückgang der Geburtenzahlen
ist auch Folge eines Aufschiebens
des Kinderwunsches in ein höheres
Lebensalter. Gesellschaftliche Rah-
menbedingungen könnten eine 
frühere Entscheidung zum Kind
erleichtern, zeigt eine neue Studie
am Beispiel Schulbildung: Würde
eine Schulreform ermöglichen, dass
eine gleichwertige Ausbildung in
einem jüngeren Alter abgeschlos-
sen wird, könnten junge Frauen
und Männer früher ihr berufliches
und familiäres Leben beginnen. 

Der so genannte Tempoeffekt der Fertilität
bewirkt, dass in Zeiten eines Anstiegs des
mittleren Gebäralters die jährliche Maßzahl
der Fertilität (Gesamtfruchtbarkeitsrate,
Periodenfertilität) deutlich niedriger ist als in
Jahren, in denen das Gebäralter konstant
bleibt, auch wenn sich die Kinderzahl über
den Lebensverlauf von Frauen (Kohorten-
fertilität) nicht verändert. Dieses bisher außer-
halb der technischen Demografie wenig
beachtete Phänomen kann auch dazu führen,
dass bei einer Stabilisierung oder gar bei
einem Sinken des mittleren Gebäralters die
jährliche Geburtenrate deutlich steigt.

In allen Ländern Europas sind die
Fertilitätsraten (Periodenfertilität) in den ver-
gangenen Jahrzehnten deutlich gefallen. Dies
geht demografisch gesehen auf zwei Fak-
toren zurück: Eine Abnahme der durchschnitt-
lichen Zahl von Kindern, die Frauen im Laufe
ihres Lebens haben (Kohortenfertilität), und
einen negativen „Tempoeffekt“ durch den
Anstieg im durchschnittlichen Alter bei der
Geburt der Kinder.

In allen Ländern Europas kann man sehen,
dass die Fertilitätsraten in den Jahren sehr

niedrig waren, in denen das mittlere Gebär-
alter besonders stark stieg. Deutlich ist dies
vor allem in den neuen Mitgliedsländern der
Europäischen Union (EU) in Mitteleuropa
(siehe Abbildungen 1 und 2). Dort führte die
politische Wende um 1990 dazu, dass das
mittlere Alter bei der Geburt stark stieg,
während gleichzeitig die Fertilitätsraten dra-
matisch sanken. Das heißt: die Geburten 
wurden zunächst einmal verschoben. Ob die
verschobenen Geburten dann tatsächlich

Kürzere Ausbildungszeiten 
können Geburtenrate anheben
Nebeneffekt einer Schulreform: Jüngere Bevölkerung
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Abb. 1: Zentral- und Osteuropa, Durch-
schnittsalter der Mutter bei der Geburt,
1980 bis 2001.
Abb. 2: Zentral- und Osteuropa, Gesamt-
fruchtbarkeitsrate (TFR), 1980 bis 2001.
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Welchen Einfluss hat Familienpolitik auf
die Geburtenrate? Studien zu den nor-
dischen Ländern zeigen, dass die
Wirkungen von familienpolitischen Maß-
nahmen auf die Fertilität stets im ökono-
mischen und sozialen Kontext eines
Landes beurteilt werden müssen.

Obwohl die Geburtenrate in allen europäischen
Ländern deutlich unter dem Bestandserhaltungs-
niveau (2,1 Kindern pro Frau) liegt, unterscheiden
sich die Länder. So haben Deutschland und Österreich
mit einer Gesamtfertilitätsrate von 1,3 eine der nie-
drigsten Raten, Schweden, Dänemark, Norwegen
und Finnland mit 1,7 eine der höchsten in Europa.
Gemeinsamkeiten der Länder mit relativ hohen
Geburtenraten sind, dass ihre Familienpolitik auf die
Unterstützung der Erwerbstätigkeit von Müttern aus-
gerichtet ist und sie über ein großes Angebot an
Betreuungseinrichtungen für Kinder verfügen.

Doch daraus lässt sich noch nicht ableiten, dass
Familienpolitik tatsächlich das Fertilitätsverhalten
beeinflusst. Zum einen ist die Gesamtfertilitätsrate
ein zu ungenauer Indikator. Zum anderen ist die Fa-
milienpolitik heterogen; dazu gehören Mutterschutz,
Elternzeit, Kinderbetreuungsangebote, Kindergeld
und Steuerregelungen. Zudem ist Familienpolitik ein
Teil der wohlfahrtsstaatlichen Politik eines Landes.
Steht diese zu ihr im Widerspruch, kann die Wirkung
von Familienpolitik geschwächt werden. Familien-
politik kann außerdem je nach Arbeitsmarktlage
unterschiedliche Effekte zeitigen. Demografische
Analysen müssen daher sowohl geburtenspezifisch
angelegt sein als auch familienpolitische, wohlfahrts-
staatliche und arbeitsmarktbezogene Gegebenheiten
berücksichtigen. Neue Studien des Max-Planck-
Institutes für demografische Forschung zur Wirkung
familienpolitischer Instrumente verdeutlichen dies.

Die Sozialpolitik der nordischen Länder zielt dar-
auf, allen Frauen und Männern – unabhängig von
ihrem Familienstatus – Erwerbstätigkeit und Eltern-
schaft zu ermöglichen und die Gleichheit aller zu för-
dern. Entsprechend sind seit Ende der 1960er-Jahre
die Erwerbstätigkeit von Frauen unterstützt und das
Betreuungsangebot ausgebaut worden. Gegen-
wärtig sind von den 20- bis 39-jährigen Frauen rund
80 Prozent erwerbstätig. Von den ein- bis dreijähri-
gen Kindern besuchen zwischen 36 Prozent (Finn-
land) und 78 Prozent (Dänemark) eine Kinder-
tagesstätte; von den Drei- bis Sechsjährigen sind es
zwischen 67 Prozent  (Finnland) und 94 Prozent
(Dänemark). Eine außerschulische Betreuung neh-
men 30 Prozent (Norwegen) bis 80 Prozent
(Dänemark) der schulpflichtigen Kinder in Anspruch.

Sozial- und familienpolitische Leistungen sind
weitgehend unabhängig vom Familienstand. Die
Leistungshöhe richtet sich nach dem vorangegan-
genen Einkommen und soll den Erhalt des

Lebensstandards auch im Falle einer Erwerbs-
unterbrechung sichern. So beläuft sich das Elterngeld
während der Elternzeit in Finnland auf durchschnitt-
lich 71 Prozent des vorangegangenen Einkommens;
in Schweden auf 80 Prozent, in Norwegen auf zwi-
schen 80 und 100 Prozent. In Dänemark wird
Elterngeld in Relation zum Arbeitslosengeld gezahlt.
Dem Gleichheitsprinzip folgend zielt die Familien-
politik auch auf eine größere Beteiligung von Vätern
an der Kinderbetreuung (Vaterurlaub).

Trotz familienpolitischer Gemeinsamkeiten gibt es
Unterschiede: Finnland, Dänemark und Norwegen
haben mit einer bezahlten Kinderbetreuungszeit die
auf Erhalt der Erwerbstätigkeit ausgerichtete Politik
aufgeweicht. Finnland etablierte als erstes Land diese
Maßnahme. Danach erhalten Eltern bis zum dritten
Geburtstag eines Kindes ein Kinderbetreuungsgeld,
sofern ihr Kind nicht in einer öffentlichen Kinder-
tagesstätte betreut wird. Dennoch hat ein Kind das
Recht auf einen Platz in einer Betreuungseinrichtung.

Schweden führte in den 1980er-Jahren eine
geburtenbezogene Elterngeldregelung ein: Eltern, die
ihr zweites (oder weiteres) Kind innerhalb eines
bestimmten Zeitraumes nach dem vorangegangenen
Kind bekommen, können Elterngeld auf der Basis
jenes Einkommens erhalten, das sie vor der Geburt
des vorangegangenen Kindes hatten. Eine Verringe-
rung des Einkommens, etwa durch Elternzeit oder
Teilzeitbeschäftigung nach der Geburt eines Kindes,
wirkt sich dann nicht auf die Höhe des Elterngeldes
bei einer folgenden Geburt aus. Diese Maßnahme hat
zu einer Verkürzung des Geburtenabstandes insbe-
sondere zwischen dem ersten und zweiten Kind
geführt. Dies bewirkte einen Anstieg der Zweit-
geburtenraten (siehe Abbildung 1) und zu einem
geringeren Teil der Dritt- und Viertgeburtenraten.

In den 1990er-Jahren fiel die Fertilität in Schweden
stark. Dieser Rückgang ist nicht auf eine grundlegen-
de Änderung im Geburtenverhalten zurückzuführen:
Auch in den 1990er-Jahren bekamen Frauen ihr
zweites Kind deutlich früher als vor Einführung der
Maßnahme. Doch die ökonomische Krise der frühen
1990er-Jahre und der drastische Anstieg der Arbeits-
losigkeit bewogen vor allem nicht erwerbstätige
Frauen, in geringerem Maße ein Kind zu bekommen.
Die Elterngeldregelungen in Bezug auf die zeitliche
Planung von zweiten und weiteren Geburten haben
somit ein prozyklisches Geburtenverhalten verstärkt.

Eine andere Wirkung hatte das Kinderbetreuungs-
geld in Finnland. Wie in Schweden stieg hier Anfang
der 1990er-Jahre die Arbeitslosigkeit wegen einer
ökonomischen Krise stark; jedoch sank die Fertilitäts-
rate nicht. Untersuchungen zeigen, dass das Kinder-
betreuungsgeld insbesondere arbeitslosen Frauen er-
laubte, die Zeit der ökonomischen Krise und der ein-
geschränkten Erwerbsmöglichkeiten zu überbrücken.
Allerdings senkten das Kinderbetreuungsgeld und die
damit verbundene längere Unterbrechung der

Erwerbstätigkeit die Wiedereinstiegschancen von
Frauen in den Arbeitsmarkt.

Diese Studien verdeutlichen, dass die Wirkungen
von familienpolitischen Maßnahmen auf die Fertilität
vom Kontext abhängen und zeitlichen Schwankun-
gen unterliegen können. Die hohen Fertilitätsraten in
den nordischen Ländern deuten jedoch darauf hin,
dass deren Familienpolitik, die auf Erwerbsbetei-
ligung aller, auf Abfederung von Lebensrisiken und
auf das Recht auf Betreuung für alle setzt, soziale
Bedingungen schafft, die es Frauen und Männern
eher ermöglichen, Kinder zu haben als dies gegen-
wärtig in Deutschland und Österreich der Fall ist.

Gerda Neyer
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Kinderfreundlich und flexibel
Familienpolitik in den nordischen Ländern basiert auf Gleichheitsprinzip 

nachgeholt werden, ist eine andere Frage, die spä-
ter zu diskutieren ist. Zunächst ist festzuhalten, dass
das Verschieben allein schon zu einem deutlichen
Rückgang der Periodenfertilitätsraten führt. Für die
erweiterte EU wird geschätzt, dass dieser Tempo-
effekt rund 0,4 Kinder pro Frau beträgt. In anderen
Worten, die Fertilitätsrate in der EU würde 1,8
anstatt 1,4 betragen, wenn das mittlere Alter bei
der Geburt zumindest konstant bliebe.

Abbildung 3 veranschaulicht den intuitiv etwas
schwierig verständlichen Tempoeffekt. In den ersten
Jahren einer hypothetischen Entwicklung sind die
Gesamtfruchtbarkeitsrate (TFR) und das mittlere
Gebäralter konstant. Langfristig bedeutet dies, dass
Perioden- und Kohortenfertilität identisch sind.
Nach dem vierten Jahr steigt das mittlere Gebäralter
um 0,2 Jahre (zum Beispiel dadurch, dass jede 
fünfte Frau ihre Geburt um ein Jahr verschiebt).
Diese Verschiebung bewirkt, dass im fünften Jahr
rund 20 Prozent weniger Kinder geboren werden
und die Fertilitätsrate entsprechend fällt. Steigt das
mittlere Gebäralter im sechsten Jahr weiter, bleibt
die Gesamtfruchtbarkeitsrate so niedrig (Sze-
nario 2). Bleibt dagegen das Gebäralter auf höhe-
rem Niveau konstant, steigt die TFR wieder auf das
alte Niveau (Szenario 1). Wichtig ist bei diesem
Phänomen auch, dass das Nachholen der verscho-
benen Geburten nicht notwendigerweise in einem
Anstieg der TFR über
das alte Niveau hinaus
resultiert (dies wäre
der Fall, wenn alle fol-
genden Kohorten ihre
Geburten auch ent-
sprechend verschie-
ben). Eine höhere TFR
ist nur zu erwarten,
wenn das mittlere Ge-
bäralter wieder sinkt,
was hier hypothetisch

für das elfte Jahr eingezeichnet ist (Szenario 3). In
anderen Worten, ein Anstieg des Gebäralters
bewirkt ein nachhaltiges Geburtendefizit.

In der Demografie wurde in den vergangenen
Jahren viel Energie darauf verwendet, diesen
Tempoeffekt genau zu quantifizieren. Dazu werden
Daten nach der Rangfolge der Geburt einer Frau
benötigt. Aus diesen Angaben kann eine um den
Tempoeffekt korrigierte Fertilitätsrate berechnet

werden (Tempo
adjusted TFR);
diese gibt an, wie
hoch die TFR ohne
Tempoeffekt wäre
bzw. sein wird,
wenn das Gebär-
alter stagniert.

In der Analyse
“How Would
,Tempo Policies’
Work? Exploring
the Effect of School
Reforms on Period
Fertility in Europe“
des Institutes für
Demographie der
Österreichischen A-
kademie der Wis-
senschaften (Lutz
und Skirbekk 2004)

wird untersucht, wie das mittlere Gebäralter beein-
flusst werden könnte, um dadurch nachhaltig mehr
Geburten zu haben, ohne dass Frauen im
Durchschnitt mehr Kinder im Laufe ihres Lebens
haben (die Kohortenfertilität bleibt unberührt).
Solche möglichen „Tempo Policies“ könnten poli-
tisch vermutlich weit weniger kontrovers sein, da sie
nicht die persönliche Kinderzahl beeinflussen. Sie
würden nur eine weitere Erhöhung des Gebäralters
bremsen, was auch aus gesundheitlichen Gründen
vielfach begrüßt würde. Höhere Gebäralter bergen
gesundheitliche Risiken für Mutter und Kind. Zudem
führt das Verschieben von Geburten häufig dazu,
dass Frauen letztendlich ungewollt kinderlos blei-
ben; dies bewirkt – neben den individuellen
Problemen – zusätzlich zum Tempoeffekt, dass die
Geburtenzahlen weiter sinken.

Was können Staat und Gesellschaft tun, um den
Trend zu immer späteren Geburten zu stoppen?

Eine Ansatzmöglichkeit liegt im Schul- und Aus-
bildungssystem. Kaum eine Frau bekommt heute
Kinder vor Abschluss ihrer Ausbildung. Gleichzeitig
ist das Abschlussalter weiter gestiegen, was nur
zum Teil Folge der Bildungsexpansion ist. Derzeit
gibt es in vielen Ländern eine Diskussion über eine
Schulreform, wobei primär aus ökonomischen
Gründen eine Kürzung der Ausbildungsdauer (in
Bayern wurde zum Beispiel das Gymnasium bereits
von neun auf acht Jahre verkürzt) sowie ein frühe-
rer Schulbeginn (etwa mit fünf Jahren) diskutiert
werden. Es geht also darum, dass eine gleich-
wertige Ausbildung bereits in einem jüngeren Alter
abgeschlossen wird. Für Schweden belegen Daten,
dass Frauen, die ihre (gleichwertige) Ausbildung
ein Jahr früher abschließen, auch ihre Kinder im
Schnitt ein halbes Jahr früher bekommen als Frauen,
die ein Jahr später abschliessen.

Tabelle 1 zeigt unterschiedliche Szenarien über
den Zusammenhang von Schulreform und
Geburtenrate für Bayern, Österreich, Italien und
Schweden. Sie basieren auf der Annahme, dass für
alle Jahrgänge, die von 1995 an geboren wurden,
das mittlere Gebäralter langsam um zwei Jahre
sinkt, während es für ältere Frauen unverändert
bleibt. Die Tabelle zeigt mittelfristig signifikante
Effekte. So würden im Jahr 2020 in Bayern mit einer
solchen Schulreform 99.527 Kinder geboren wer-
den, während es ohne Reform nur 89.300 wären.
Für Österreich betrüge der Unterschied rund
4000 Geburten.

Diese Analysen zeigen, dass es interessante neue
Denkansätze zur möglichen Beeinflussung der
Geburtenrate gibt, die die üblichen familienpoliti-
schen Programme ergänzen können. Auch könnte
die Diskussion um die Schulreform dadurch be-
reichert werden, dass man neben Kosten- und
Arbeitsmarkterwägungen die möglichen demogra-
fischen Auswirkungen mit berücksichtigt.

Wolfgang Lutz und Vegard Skirbekk
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Abb. 3: Veranschaulichung des Tempoeffektes bei unterschiedlichen Annahmen zum
Alter bei der Geburt.

Tab. 1: Prognostizierte Anzahl der Geburten*

Abb. 1: Zweitgeburtenraten von Müttern mit einem Kind
in den nordischen Ländern, berechnet relativ zu Schweden
1977 (unter Berücksichtigung des Alters der Mutter und
des ersten Kindes); Beispiel: in Finnland war Mitte der
90er-Jahre für eine Mutter mit einem Kind die Wahrschein-
lichkeit ein zweites Kind zu bekommen um etwa 40 Pro-
zent höher als 1977 in Schweden.
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*Keine Immigration; weitere Annahmen siehe Lutz and Skirbekk 2004.
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Welchen Einfluss hat Familienpolitik auf
die Geburtenrate? Studien zu den nor-
dischen Ländern zeigen, dass die
Wirkungen von familienpolitischen Maß-
nahmen auf die Fertilität stets im ökono-
mischen und sozialen Kontext eines
Landes beurteilt werden müssen.

Obwohl die Geburtenrate in allen europäischen
Ländern deutlich unter dem Bestandserhaltungs-
niveau (2,1 Kindern pro Frau) liegt, unterscheiden
sich die Länder. So haben Deutschland und Österreich
mit einer Gesamtfertilitätsrate von 1,3 eine der nie-
drigsten Raten, Schweden, Dänemark, Norwegen
und Finnland mit 1,7 eine der höchsten in Europa.
Gemeinsamkeiten der Länder mit relativ hohen
Geburtenraten sind, dass ihre Familienpolitik auf die
Unterstützung der Erwerbstätigkeit von Müttern aus-
gerichtet ist und sie über ein großes Angebot an
Betreuungseinrichtungen für Kinder verfügen.

Doch daraus lässt sich noch nicht ableiten, dass
Familienpolitik tatsächlich das Fertilitätsverhalten
beeinflusst. Zum einen ist die Gesamtfertilitätsrate
ein zu ungenauer Indikator. Zum anderen ist die Fa-
milienpolitik heterogen; dazu gehören Mutterschutz,
Elternzeit, Kinderbetreuungsangebote, Kindergeld
und Steuerregelungen. Zudem ist Familienpolitik ein
Teil der wohlfahrtsstaatlichen Politik eines Landes.
Steht diese zu ihr im Widerspruch, kann die Wirkung
von Familienpolitik geschwächt werden. Familien-
politik kann außerdem je nach Arbeitsmarktlage
unterschiedliche Effekte zeitigen. Demografische
Analysen müssen daher sowohl geburtenspezifisch
angelegt sein als auch familienpolitische, wohlfahrts-
staatliche und arbeitsmarktbezogene Gegebenheiten
berücksichtigen. Neue Studien des Max-Planck-
Institutes für demografische Forschung zur Wirkung
familienpolitischer Instrumente verdeutlichen dies.

Die Sozialpolitik der nordischen Länder zielt dar-
auf, allen Frauen und Männern – unabhängig von
ihrem Familienstatus – Erwerbstätigkeit und Eltern-
schaft zu ermöglichen und die Gleichheit aller zu för-
dern. Entsprechend sind seit Ende der 1960er-Jahre
die Erwerbstätigkeit von Frauen unterstützt und das
Betreuungsangebot ausgebaut worden. Gegen-
wärtig sind von den 20- bis 39-jährigen Frauen rund
80 Prozent erwerbstätig. Von den ein- bis dreijähri-
gen Kindern besuchen zwischen 36 Prozent (Finn-
land) und 78 Prozent (Dänemark) eine Kinder-
tagesstätte; von den Drei- bis Sechsjährigen sind es
zwischen 67 Prozent  (Finnland) und 94 Prozent
(Dänemark). Eine außerschulische Betreuung neh-
men 30 Prozent (Norwegen) bis 80 Prozent
(Dänemark) der schulpflichtigen Kinder in Anspruch.

Sozial- und familienpolitische Leistungen sind
weitgehend unabhängig vom Familienstand. Die
Leistungshöhe richtet sich nach dem vorangegan-
genen Einkommen und soll den Erhalt des

Lebensstandards auch im Falle einer Erwerbs-
unterbrechung sichern. So beläuft sich das Elterngeld
während der Elternzeit in Finnland auf durchschnitt-
lich 71 Prozent des vorangegangenen Einkommens;
in Schweden auf 80 Prozent, in Norwegen auf zwi-
schen 80 und 100 Prozent. In Dänemark wird
Elterngeld in Relation zum Arbeitslosengeld gezahlt.
Dem Gleichheitsprinzip folgend zielt die Familien-
politik auch auf eine größere Beteiligung von Vätern
an der Kinderbetreuung (Vaterurlaub).

Trotz familienpolitischer Gemeinsamkeiten gibt es
Unterschiede: Finnland, Dänemark und Norwegen
haben mit einer bezahlten Kinderbetreuungszeit die
auf Erhalt der Erwerbstätigkeit ausgerichtete Politik
aufgeweicht. Finnland etablierte als erstes Land diese
Maßnahme. Danach erhalten Eltern bis zum dritten
Geburtstag eines Kindes ein Kinderbetreuungsgeld,
sofern ihr Kind nicht in einer öffentlichen Kinder-
tagesstätte betreut wird. Dennoch hat ein Kind das
Recht auf einen Platz in einer Betreuungseinrichtung.

Schweden führte in den 1980er-Jahren eine
geburtenbezogene Elterngeldregelung ein: Eltern, die
ihr zweites (oder weiteres) Kind innerhalb eines
bestimmten Zeitraumes nach dem vorangegangenen
Kind bekommen, können Elterngeld auf der Basis
jenes Einkommens erhalten, das sie vor der Geburt
des vorangegangenen Kindes hatten. Eine Verringe-
rung des Einkommens, etwa durch Elternzeit oder
Teilzeitbeschäftigung nach der Geburt eines Kindes,
wirkt sich dann nicht auf die Höhe des Elterngeldes
bei einer folgenden Geburt aus. Diese Maßnahme hat
zu einer Verkürzung des Geburtenabstandes insbe-
sondere zwischen dem ersten und zweiten Kind
geführt. Dies bewirkte einen Anstieg der Zweit-
geburtenraten (siehe Abbildung 1) und zu einem
geringeren Teil der Dritt- und Viertgeburtenraten.

In den 1990er-Jahren fiel die Fertilität in Schweden
stark. Dieser Rückgang ist nicht auf eine grundlegen-
de Änderung im Geburtenverhalten zurückzuführen:
Auch in den 1990er-Jahren bekamen Frauen ihr
zweites Kind deutlich früher als vor Einführung der
Maßnahme. Doch die ökonomische Krise der frühen
1990er-Jahre und der drastische Anstieg der Arbeits-
losigkeit bewogen vor allem nicht erwerbstätige
Frauen, in geringerem Maße ein Kind zu bekommen.
Die Elterngeldregelungen in Bezug auf die zeitliche
Planung von zweiten und weiteren Geburten haben
somit ein prozyklisches Geburtenverhalten verstärkt.

Eine andere Wirkung hatte das Kinderbetreuungs-
geld in Finnland. Wie in Schweden stieg hier Anfang
der 1990er-Jahre die Arbeitslosigkeit wegen einer
ökonomischen Krise stark; jedoch sank die Fertilitäts-
rate nicht. Untersuchungen zeigen, dass das Kinder-
betreuungsgeld insbesondere arbeitslosen Frauen er-
laubte, die Zeit der ökonomischen Krise und der ein-
geschränkten Erwerbsmöglichkeiten zu überbrücken.
Allerdings senkten das Kinderbetreuungsgeld und die
damit verbundene längere Unterbrechung der

Erwerbstätigkeit die Wiedereinstiegschancen von
Frauen in den Arbeitsmarkt.

Diese Studien verdeutlichen, dass die Wirkungen
von familienpolitischen Maßnahmen auf die Fertilität
vom Kontext abhängen und zeitlichen Schwankun-
gen unterliegen können. Die hohen Fertilitätsraten in
den nordischen Ländern deuten jedoch darauf hin,
dass deren Familienpolitik, die auf Erwerbsbetei-
ligung aller, auf Abfederung von Lebensrisiken und
auf das Recht auf Betreuung für alle setzt, soziale
Bedingungen schafft, die es Frauen und Männern
eher ermöglichen, Kinder zu haben als dies gegen-
wärtig in Deutschland und Österreich der Fall ist.

Gerda Neyer
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Kinderfreundlich und flexibel
Familienpolitik in den nordischen Ländern basiert auf Gleichheitsprinzip 

nachgeholt werden, ist eine andere Frage, die spä-
ter zu diskutieren ist. Zunächst ist festzuhalten, dass
das Verschieben allein schon zu einem deutlichen
Rückgang der Periodenfertilitätsraten führt. Für die
erweiterte EU wird geschätzt, dass dieser Tempo-
effekt rund 0,4 Kinder pro Frau beträgt. In anderen
Worten, die Fertilitätsrate in der EU würde 1,8
anstatt 1,4 betragen, wenn das mittlere Alter bei
der Geburt zumindest konstant bliebe.

Abbildung 3 veranschaulicht den intuitiv etwas
schwierig verständlichen Tempoeffekt. In den ersten
Jahren einer hypothetischen Entwicklung sind die
Gesamtfruchtbarkeitsrate (TFR) und das mittlere
Gebäralter konstant. Langfristig bedeutet dies, dass
Perioden- und Kohortenfertilität identisch sind.
Nach dem vierten Jahr steigt das mittlere Gebäralter
um 0,2 Jahre (zum Beispiel dadurch, dass jede 
fünfte Frau ihre Geburt um ein Jahr verschiebt).
Diese Verschiebung bewirkt, dass im fünften Jahr
rund 20 Prozent weniger Kinder geboren werden
und die Fertilitätsrate entsprechend fällt. Steigt das
mittlere Gebäralter im sechsten Jahr weiter, bleibt
die Gesamtfruchtbarkeitsrate so niedrig (Sze-
nario 2). Bleibt dagegen das Gebäralter auf höhe-
rem Niveau konstant, steigt die TFR wieder auf das
alte Niveau (Szenario 1). Wichtig ist bei diesem
Phänomen auch, dass das Nachholen der verscho-
benen Geburten nicht notwendigerweise in einem
Anstieg der TFR über
das alte Niveau hinaus
resultiert (dies wäre
der Fall, wenn alle fol-
genden Kohorten ihre
Geburten auch ent-
sprechend verschie-
ben). Eine höhere TFR
ist nur zu erwarten,
wenn das mittlere Ge-
bäralter wieder sinkt,
was hier hypothetisch

für das elfte Jahr eingezeichnet ist (Szenario 3). In
anderen Worten, ein Anstieg des Gebäralters
bewirkt ein nachhaltiges Geburtendefizit.

In der Demografie wurde in den vergangenen
Jahren viel Energie darauf verwendet, diesen
Tempoeffekt genau zu quantifizieren. Dazu werden
Daten nach der Rangfolge der Geburt einer Frau
benötigt. Aus diesen Angaben kann eine um den
Tempoeffekt korrigierte Fertilitätsrate berechnet

werden (Tempo
adjusted TFR);
diese gibt an, wie
hoch die TFR ohne
Tempoeffekt wäre
bzw. sein wird,
wenn das Gebär-
alter stagniert.

In der Analyse
“How Would
,Tempo Policies’
Work? Exploring
the Effect of School
Reforms on Period
Fertility in Europe“
des Institutes für
Demographie der
Österreichischen A-
kademie der Wis-
senschaften (Lutz
und Skirbekk 2004)

wird untersucht, wie das mittlere Gebäralter beein-
flusst werden könnte, um dadurch nachhaltig mehr
Geburten zu haben, ohne dass Frauen im
Durchschnitt mehr Kinder im Laufe ihres Lebens
haben (die Kohortenfertilität bleibt unberührt).
Solche möglichen „Tempo Policies“ könnten poli-
tisch vermutlich weit weniger kontrovers sein, da sie
nicht die persönliche Kinderzahl beeinflussen. Sie
würden nur eine weitere Erhöhung des Gebäralters
bremsen, was auch aus gesundheitlichen Gründen
vielfach begrüßt würde. Höhere Gebäralter bergen
gesundheitliche Risiken für Mutter und Kind. Zudem
führt das Verschieben von Geburten häufig dazu,
dass Frauen letztendlich ungewollt kinderlos blei-
ben; dies bewirkt – neben den individuellen
Problemen – zusätzlich zum Tempoeffekt, dass die
Geburtenzahlen weiter sinken.

Was können Staat und Gesellschaft tun, um den
Trend zu immer späteren Geburten zu stoppen?

Eine Ansatzmöglichkeit liegt im Schul- und Aus-
bildungssystem. Kaum eine Frau bekommt heute
Kinder vor Abschluss ihrer Ausbildung. Gleichzeitig
ist das Abschlussalter weiter gestiegen, was nur
zum Teil Folge der Bildungsexpansion ist. Derzeit
gibt es in vielen Ländern eine Diskussion über eine
Schulreform, wobei primär aus ökonomischen
Gründen eine Kürzung der Ausbildungsdauer (in
Bayern wurde zum Beispiel das Gymnasium bereits
von neun auf acht Jahre verkürzt) sowie ein frühe-
rer Schulbeginn (etwa mit fünf Jahren) diskutiert
werden. Es geht also darum, dass eine gleich-
wertige Ausbildung bereits in einem jüngeren Alter
abgeschlossen wird. Für Schweden belegen Daten,
dass Frauen, die ihre (gleichwertige) Ausbildung
ein Jahr früher abschließen, auch ihre Kinder im
Schnitt ein halbes Jahr früher bekommen als Frauen,
die ein Jahr später abschliessen.

Tabelle 1 zeigt unterschiedliche Szenarien über
den Zusammenhang von Schulreform und
Geburtenrate für Bayern, Österreich, Italien und
Schweden. Sie basieren auf der Annahme, dass für
alle Jahrgänge, die von 1995 an geboren wurden,
das mittlere Gebäralter langsam um zwei Jahre
sinkt, während es für ältere Frauen unverändert
bleibt. Die Tabelle zeigt mittelfristig signifikante
Effekte. So würden im Jahr 2020 in Bayern mit einer
solchen Schulreform 99.527 Kinder geboren wer-
den, während es ohne Reform nur 89.300 wären.
Für Österreich betrüge der Unterschied rund
4000 Geburten.

Diese Analysen zeigen, dass es interessante neue
Denkansätze zur möglichen Beeinflussung der
Geburtenrate gibt, die die üblichen familienpoliti-
schen Programme ergänzen können. Auch könnte
die Diskussion um die Schulreform dadurch be-
reichert werden, dass man neben Kosten- und
Arbeitsmarkterwägungen die möglichen demogra-
fischen Auswirkungen mit berücksichtigt.

Wolfgang Lutz und Vegard Skirbekk
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Abb. 3: Veranschaulichung des Tempoeffektes bei unterschiedlichen Annahmen zum
Alter bei der Geburt.

Tab. 1: Prognostizierte Anzahl der Geburten*

Abb. 1: Zweitgeburtenraten von Müttern mit einem Kind
in den nordischen Ländern, berechnet relativ zu Schweden
1977 (unter Berücksichtigung des Alters der Mutter und
des ersten Kindes); Beispiel: in Finnland war Mitte der
90er-Jahre für eine Mutter mit einem Kind die Wahrschein-
lichkeit ein zweites Kind zu bekommen um etwa 40 Pro-
zent höher als 1977 in Schweden.

�

DEMOGRAFISCHE FORSCHUNG
Aus Erster Hand

DEMOGRAFISCHE FORSCHUNG
Aus Erster Hand

*Keine Immigration; weitere Annahmen siehe Lutz and Skirbekk 2004.



In demografischen Studien zur Gebur-
tenentwicklung geht es meist ausschließ-
lich um Frauen. Doch nur wenn man
auch den Kinderwunsch von Männern in
Betracht zieht, kann ein vollständiges
Bild der individuellen und partnerschaft-
lichen Entscheidungen zur Elternschaft
entstehen. Eine neue Studie zeigt aus
einem psychologischen Blickwinkel, wel-
che Eigenschaften und Vorstellungen das
Eingehen einer Vaterschaft begünstigen.

Für die jüngst am Max-Planck-Institut für demografi-
sche Forschung (MPIDF) in Zusammenarbeit mit dem
Institut für medizinische Psychologie der Universität
Rostock durchgeführte Studie wurden Männer der
Geburtsjahrgänge 1970/71 aus Rostock hinsichtlich
der Gründung einer Familie untersucht. Über 200 Fa-
milien, deren Kinder in diesen Jahrgängen geboren
wurden, sind Teil einer einzigartigen Langzeitstudie;
diese verfolgt die Entwicklung der Anfang der 70er-
Jahre Geborenen über drei Jahrzehnte. Fast die Hälfte
der heute über 30-Jährigen hatte bis 2002/03 bereits
selbst eine Familie gegründet. Die Studie des MPIDF
analysierte, welche persönlichen Eigenschaften und
Überlegungen den Unterschied machen, ob jemand
früher als andere eine Elternschaft eingeht, und aus
welchen Gründen sich ein Kind gewünscht wird/wur-
de oder nicht. Dazu wurde ein Methoden-Mix, d.h.
eine Mischung aus statistischen Daten und persön-
lichen anonymisierten Interviews, verwendet.

Die statistischen Ergebnisse zeigen, dass psycholo-

gische Merkmale für den Zeitpunkt der ersten
Elternschaft bei Männern und Frauen eine höchst
unterschiedliche Rolle spielen. Bei Frauen sind es –
deutlicher als bei Männern – Charakteristika ihres
sozio-ökonomischen und biografischen Hintergrunds,
welche den Zeitpunkt für das erste Kind eher in ein
jüngeres Alter verlagern. Zu solchen Einflussfaktoren
gehören eine geringe Bildung, ein niedriges Bil-
dungsniveau der Eltern und eine große Herkunfts-
familie. Unter den Persönlichkeitsmerkmalen ist es
vor allem eine geringe persönliche Ausgeglichenheit,
die eine Mutterschaft in jungen Jahren begünstigt.

Für Männer – mehr als für Frauen – bedingen zum
einen Unterschiede in der praktischen Organisation
ihres Lebenslaufs eine frühere Vaterschaft; hierzu
zählen ein früher Auszug aus dem Elternhaus und ein
früher Berufsabschluss. Zum anderen sind besonders
individuelle Unterschiede im pro-
blembezogenen Handeln für eine
frühe Vaterschaft verantwortlich,
etwa eine Ich-starke Umgehens-
weise mit Belastungen, zudem die
Verfügbarkeit eigener Ressourcen,
hier hauptsächlich ein stärkeres
Vertrauen in eigene Fähigkeiten
und in eine gute Partnerschaft.
Auch Art und Inhalt persönlicher
Überlegungen, etwa wenig Äng-
ste und hohen Optimismus zu
haben, kennzeichnen Männer, die
früher als andere Vater werden. Diese Ergebnisse zei-
gen, dass für Männer und Frauen unterschiedliche
soziale und psychische Voraussetzungen für eine
Familiengründung vorliegen.

In den persönlichen Interviews mit kinderlosen
Männern aus derselben Studie wird ersichtlich, wie
sich der Wunsch nach Kindern, das Aufschieben oder
die Ablehnung einer Vaterschaft aus der subjektiven
Sicht von Männern im Alter um die 30 darstellen.
Einerseits spielen Vorstellungen zu den Konsequen-
zen einer Elternschaft für die eigene Person (Motive)
eine große Rolle, aber auch das je aktuelle
Selbstverständnis (Selbstkonzept) und die Vorstel-
lungen zum angemessenen Mann-Sein in der Gesell-
schaft (Männlichkeitsvorstellungen) sind ausschlag-
gebend.Andererseits lässt sich der Kinderwunsch von
Männern aber auch durch Einstellungen, Werte und
Interessen erklären: Männer, die bestimmte Dinge,
Personen oder Tätigkeiten des sozialen Lebens als
positiv bewerten und andere ablehnen, weisen einen
sich daraus herleitenden Kinderwunsch auf. In dieser
Dimension stehen Fragen von Einstellungen zu
Kindern, Partnerschaft und Familie, von Werten im
Sinne verbindlicher Handlungsorientierungen in der
Gesellschaft sowie von Interessen an der Be-
schäftigung mit Kindern im Vordergrund. Tabelle 1
zeigt hierzu Beispiele.

Was kann eine solche psychologische Studie zur
Erklärung der besonderen Fertilitätsentwicklung 
in Ostdeutschland nach der Wende beitragen 
(vgl. Kreyenfeld/Konietzka in Demografische
Forschung Aus Erster Hand 1/2004:1-2)? 
In der Gegenüberstellung von Motiven und Voraus-
setzungen zu Vaterschaft und Mutterschaft ergibt
sich das Bild einer sich verändernden Ge-
schlechterordnung. Die Untersuchung zeigt, dass sich
der abstrakte Begriff der „Geschlechterordnung“ im
Auftauchen neuer und Verschwinden hergebrachter
Vorstellungen junger Männer und Frauen über die
Bedeutung von Vaterschaft und Mutterschaft im
eigenen Leben beschreiben lässt. So finden sich bei
den aus Rostock stammenden Männern die
Vorstellungen von „Normalität“ von Elternschaft im
Lebenslauf neben der Wahrnehmung von neuen

Schwierigkeiten mit der Entscheidungsfindung oder
mit der Realisierung eines Kinderwunschs.

Gleichzeitig thematisieren Männer die Auflösung
hergebrachter Vorstellungen von Mutterschaft und
Weiblichkeit. Hier kann also von einem Wandel der
geschlechtstypischen Zuweisungen von Aufgaben
und Erwartungen an das eigene Leben nach der
Wende ausgegangen werden. Die Studie schlägt vor,
diese neuen Zuweisungen, etwa von „sozialer
Reife“, „lebenspraktischer Kompetenz“ und eigener
Sinngebung von Vaterschaft, als Voraussetzungen für
das Eingehen einer Vaterschaft anzusehen.

Holger von der Lippe
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Im Fokus: Geburten

Ist die demografische Entwicklung Schicksal? Ist sie ein
unvermeidbares Nebenprodukt der gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Modernisierung, an das man sich anpassen
muss, ohne es beeinflussen zu können? Was den massiven
Alterungsprozess der Bevölkerung betrifft, den wir in den
nächsten Jahrzehnten erwarten, so ist diese Frage klar mit Ja
zu beantworten: Eine starke Zunahme des Anteils der älte-
ren Menschen an der Gesamtbevölkerung ist bereits in
unserer derzeitigen Altersstruktur angelegt, was wiederum
eine Folge der demografischen Entwicklung der vorigen
Jahrzehnte ist. Es gibt heute nur halb so viele Personen im
Alter bis fünf Jahre wie Personen im Alter von 40 bis
45 Jahren. In 30 Jahren wird es deshalb aller Voraussicht
nach rund doppelt so viele 70- bis 75-Jährige geben wie 30-
bis 35-Jährige (es sei denn, es treten ganz einschneidende
Ereignisse von höchst geringer Wahrscheinlichkeit ein).

Ist an der Tatsache der massiven Alterung in den kom-
menden Jahrzehnten nicht zu zweifeln, so sind doch
Ausmaß und Geschwindigkeit dieses Prozesses bis zu einem
gewissen Grad variabel. Dies ist umso stärker der Fall, je
weiter wir in die Zukunft blicken. Langfristig ist die
Bevölkerungsentwicklung somit nicht nur Schicksal.

Es sind drei Faktoren, die demografische Prozesse bestim-
men: Fertilität (Geburtenraten), Mortalität (Sterberaten) und
Migration. Auf eine bestehende Altersstruktur angewandt,
bestimmen diese drei Komponenten gemeinsam die zukünf-
tige Bevölkerungsdynamik. Alle drei Faktoren können im
Prinzip von Gesellschaft, Wirtschaft und Politik beeinflusst
werden. Während bei der Mortalität eine gezielte
Beeinflussung nur in Richtung einer weiteren Senkung –
also hin zu einer höheren Lebenserwartung – denkbar ist,
können Wanderungsströme relativ kurzfristig von der Politik
in beide Richtungen verändert werden. Bei der Fertilität stel-
len sich zwei schwierige, unterschiedliche Fragen: 1. Soll die
Geburtenrate gezielt beeinflusst werden, und 2. bis zu wel-
chem Grad ist es überhaupt möglich, sie zu beeinflussen?
Die erste Frage ist politischer Natur, die zweite wissen-
schaftlicher. In dieser Ausgabe von Demografische
Forschung Aus Erster Hand werden verschiedene
Aspekte dieser zweiten Frage beleuchtet.

Wolfgang Lutz

Ein Rückgang der Geburtenzahlen
ist auch Folge eines Aufschiebens
des Kinderwunsches in ein höheres
Lebensalter. Gesellschaftliche Rah-
menbedingungen könnten eine 
frühere Entscheidung zum Kind
erleichtern, zeigt eine neue Studie
am Beispiel Schulbildung: Würde
eine Schulreform ermöglichen, dass
eine gleichwertige Ausbildung in
einem jüngeren Alter abgeschlos-
sen wird, könnten junge Frauen
und Männer früher ihr berufliches
und familiäres Leben beginnen. 

Der so genannte Tempoeffekt der Fertilität
bewirkt, dass in Zeiten eines Anstiegs des
mittleren Gebäralters die jährliche Maßzahl
der Fertilität (Gesamtfruchtbarkeitsrate,
Periodenfertilität) deutlich niedriger ist als in
Jahren, in denen das Gebäralter konstant
bleibt, auch wenn sich die Kinderzahl über
den Lebensverlauf von Frauen (Kohorten-
fertilität) nicht verändert. Dieses bisher außer-
halb der technischen Demografie wenig
beachtete Phänomen kann auch dazu führen,
dass bei einer Stabilisierung oder gar bei
einem Sinken des mittleren Gebäralters die
jährliche Geburtenrate deutlich steigt.

In allen Ländern Europas sind die
Fertilitätsraten (Periodenfertilität) in den ver-
gangenen Jahrzehnten deutlich gefallen. Dies
geht demografisch gesehen auf zwei Fak-
toren zurück: Eine Abnahme der durchschnitt-
lichen Zahl von Kindern, die Frauen im Laufe
ihres Lebens haben (Kohortenfertilität), und
einen negativen „Tempoeffekt“ durch den
Anstieg im durchschnittlichen Alter bei der
Geburt der Kinder.

In allen Ländern Europas kann man sehen,
dass die Fertilitätsraten in den Jahren sehr

niedrig waren, in denen das mittlere Gebär-
alter besonders stark stieg. Deutlich ist dies
vor allem in den neuen Mitgliedsländern der
Europäischen Union (EU) in Mitteleuropa
(siehe Abbildungen 1 und 2). Dort führte die
politische Wende um 1990 dazu, dass das
mittlere Alter bei der Geburt stark stieg,
während gleichzeitig die Fertilitätsraten dra-
matisch sanken. Das heißt: die Geburten 
wurden zunächst einmal verschoben. Ob die
verschobenen Geburten dann tatsächlich

Kürzere Ausbildungszeiten 
können Geburtenrate anheben
Nebeneffekt einer Schulreform: Jüngere Bevölkerung
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Tab. 1: Beispiele für die Erklärungsgrößen des Kinderwunschs
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Abb. 1: Zentral- und Osteuropa, Durch-
schnittsalter der Mutter bei der Geburt,
1980 bis 2001.
Abb. 2: Zentral- und Osteuropa, Gesamt-
fruchtbarkeitsrate (TFR), 1980 bis 2001.




